
 

 

 

GG  +  BGB - Betreuungsrecht  
 

            Grundgesetz  (GG) 

Artikel 1 GG  Die Würde des Menschen ist unantastbar.  

Art. 2 GG - Freiheit der Person 

(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung  seiner Per-
sönlichkeit,  soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und 
nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung [gegen  
die Gesetze]  oder das Sittengesetz verstößt. 

(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unver- 
sehrtheit.  Die Freiheit der Person ist unverletzlich.  In  
diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes ein- 
gegriffen werden. 

 

 

     Bürgerliches Gesetzbuch  - BGB  

§ 1896  BGB - Voraussetzungen für die Betreuung 

(1) Kann ein Volljähriger auf Grund einer psychischen Krank-
heit oder einer körperlichen, geistigen oder seelischen Be- 
hin-derung seine Angelegenheiten ganz oder teilweise nicht 
besorgen, so bestellt das Betreuungsgericht auf seinen An-
trag oder von Amts wegen für ihn einen Betreuer.  Den Antrag 
kann auch ein Geschäftsunfähiger stellen.  Soweit  
der Volljährige auf Grund einer körperlichen Behinderung 
seine Angelegenheiten nicht besorgen kann, darf der Be-
treuer nur auf Antrag des Volljährigen bestellt werden, es  
sei denn, dass dieser seinen Willen nicht kundtun kann. 

(1a)  Gegen den freien Willen des Volljährigen darf ein Be-
treuer nicht bestellt werden. 

(2) Ein Betreuer darf nur für Aufgabenkreise bestellt werden, 
in denen die Betreuung erforderlich ist. Die Betreuung ist nicht 
erforderlich, soweit die Angelegenheiten des Volljährigen 
durch einen Bevollmächtigten oder durch andere Hilfe, bei de-
nen kein gesetzlicher. Vertreter bestellt wird, ebenso gut wie 
durch Betreuer besorgt werden können. 

 (4) Die Entscheidung über den Fernmeldeverkehr des Be-
treuten und über die Entgegennahme, das Öffnen und  
das Anhalten seiner Post werden vom Aufgabenkreis des Be-
treuers nur dann erfasst,  wenn das Gericht dies aus- 
drücklich angeordnet hat. 

 
§ 1901 BGB  -  Umfang der Betreuung, Pflichten  

(1)  Die Betreuung umfasst alle Tätigkeiten, die erforderlich 
sind, um die Angelegenheiten des Betreuten nach Maßgabe 
der folgenden Vorschriften  rechtlich  zu besorgen.  

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Betreuten so  
zu besorgen, wie es dessen Wohl entspricht. Zum Wohl des 
Betreuten gehört auch die Möglichkeit, im Rahmen seiner Fä-
higkeiten sein Leben nach seinen eig. Wünschen und Vorstel-
lungen zu gestalten.  

(3) Der Betreuer hat Wünschen des Betreuten zu entspre-
chen, soweit dies dessen Wohl nicht zuwiderläuft und dem 
Betreuer zuzumuten ist.  Dies gilt auch für Wünsche, die der 
Betreute vor der Bestellung des Betreuers geäußert hat, es 
sei denn, dass er an diesen Wünschen erkennbar nicht fest-
halten will.  Ehe der Betreuer wichtige Angelegenheiten erle-
digt, bespricht er sie mit dem Betreuten, sofern dies dessen 
Wohl nicht zuwiderläuft.  

 

 

 

§ 1901a BGB  (2009)  -  Patientenverfügung 

(1)  1Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall seiner 
Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt, ob er in be-
stimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht unmittelbar 
bevorstehende Untersuchungen seines Gesundheitszustands, 
Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einwilligt oder sie un-
tersagt (Patientenverfügung), prüft der Betreuer, ob diese Fest-
legungen auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssituation 
zutreffen. 2Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des 
Betreuten Ausdruck und Geltung zu verschaffen. 3Eine Patien-
tenverfügung kann jederzeit formlos widerrufen werden. 

(2)  1Liegt keine Patientenverfügung vor oder treffen die Fest-
legungen einer Patientenverfügung nicht auf die aktuelle Le-
bens- und Behandlungssituation zu, hat der Betreuer die Be-
handlungswünsche oder den mutmaßlichen Willen des Betreu-
ten festzustellen und auf dieser Grundlage zu entscheiden, ob 
er in eine ärztliche Maßnahme nach Absatz 1 einwilligt oder sie 
unter- sagt.  2Der mutmaßliche Wille ist aufgrund konkreter An-
haltspunkte zu ermitteln.  3Zu berücksichtigen sind insbeson-
dere frühere mündliche oder schriftliche Äußerungen, ethische 
oder religiöse Überzeugungen und sonstige persönliche Wert-
vorstellungen des Betreuten. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten unabhängig von Art und Sta-
dium einer Erkrankung des Betreuten. 

(4)  1Niemand kann zur Errichtung einer Patientenverfügung 
verpflichtet werden.  2Die Errichtung oder Vorlage einer Patien-
tenverfügung darf nicht zur Bedingung eines Vertragsschlus-
ses gemacht werden 

(5)  Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte entspre-

chend. 

 

§ 1901b BGB  -  Feststellung des Patientenwillens 

(1) Der behandelnde Arzt prüft, welche ärztliche Maßnahme im 
Hinblick auf den Gesamtzustand und die Prognose des Patien-
ten indiziert ist. Er und der Betreuer erörtern diese Maßnahme 
unter Berücksichtigung des Patientenwillens als Grundlage für 
die nach § 1901a zu treffende Entscheidung. (2) Bei der Fest-
stellung des Patientenwillens nach § 1901a Absatz 1 oder der 
Behandlungs- wünsche oder des mutmaßlichen Willens nach 
§ 1901a Absatz 2 soll nahen Angehörigen und sonstigen Ver-
trauenspersonen des Betreuten Gelegenheit zur Äußerung ge-
geben werden, sofern dies ohne erhebliche Verzögerung mög-
lich ist. 

(2) Bei der Feststellung des Patientenwillens nach § 1901a Ab-
satz 1 oder der Behandlungs- wünsche oder des mutmaßlichen 
Willens nach § 1901a Absatz 2 soll nahen Angehörigen und 
sonstigen Vertrauenspersonen des Betreuten Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben werden, sofern dies ohne erhebliche Ver-
zögerung möglich ist. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 gelten für Bevollmächtigte  
entsprechend. 

 

§ 1902 BGB  Vertretung des Betreuten 

 In seinem Aufgabenkreis  vertritt der Betreuer  

 den  Betreuten  gerichtlich  und  außergerichtlich. 
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§ 1904 BGB - Genehmigung des Betreuungsgerichts  

  [1829]           bei (gefährlichen) ärztlichen Maßnahmen 
 

(1)  1Die Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung des 
Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder einen ärztli-
chen Eingriff bedarf der Genehmigung des Betreuungsge-
richts, wenn die begründete Gefahr besteht, dass der Betreute 
auf Grund der Maßnahme stirbt oder einen schweren und län-
ger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. 2Ohne die 
Genehmigung darf die Maßnahme nur durchgeführt werden, 
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist. 

(2) Die Nichteinwilligung oder d Widerruf der Einwilligung 
des Betreuers in eine Untersuchung des Gesundheits-zu-
stands, eine Heilbehandlung oder einen ärztlichen Eingriff be-
darf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn die Maß-
nahme medizinisch angezeigt ist und die begründete Gefahr 
besteht,  dass der Betreute auf Grund des Unter-bleibens oder 
des Abbruchs der Maßnahme stirbt oder einen schweren und 
länger dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet. 

(3)  Die Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist zu ertei-
len, wenn die Einwilligung, die Nichteinwilligung oder der Wi-
derruf der Einwilligung dem Willen des Betreuten entspricht. 

(4)  Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht 
erforderlich, wenn zwischen Betreuer und behandelndem Arzt 
Einvernehmen darüber besteht, dass die Erteilung, die Nichter-
teilung oder der Widerruf der Einwilligung dem nach § 1901a 
festgestellten Willen des Betreuten entspricht. 

(5)  1Die Absätze 1 bis 4 gelten auch für einen Bevollmächtig-

ten. 2Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 ge-
nannten Maßnahmen nur einwilligen, nicht einwilligen oder die 
Einwilligung widerrufen, wenn die Vollmacht diese Maßnah-
men ausdrücklich umfasst und schriftlich erteilt ist. 
 

§ 1906 BGB -  Unterbringung 

(1)  Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die 
mit Freiheitsentziehung verbunden ist, ist nur zulässig,  so 
lange sie zum Wohl des Betreuten erforderlich ist,  weil  

1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder 
seelischen Behinderung des Betreuten die Gefahr besteht, 
dass er sich selbst tötet oder erheblichen gesundheitlichen 
Schaden zufügt,  oder 

2. zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitli-
chen Schadens eine Untersuchung des Gesundheitszu-
stands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff not-
wendig ist, die Maßnahme ohne die Unterbringung des Be-
treuten nicht durchgeführt werden kann und der Betreute auf 
Grund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder see-
lischen Behinderung die Notwendigkeit der  
Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser Einsicht 
handeln kann. 

(2)  Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreu-
ungsgerichts zulässig. Ohne die Genehmigung  
ist die Unterbringung nur zulässig, wenn mit dem Aufschub Ge-
fahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich nachzu-
holen.   

(3)  Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre 
Voraussetzungen weggefallen sind.  Er hat die Beendigung der 
Unterbringung dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzei-
gen. 

 

(4)  Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Be-
treuten, der sich in einem Krankenhaus, einem Heim oder einer 
sonstigen Einrichtung aufhält, durch mechanische Vorrich-

tungen, Medikamente oder auf andere Weise über einen län-
geren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden 
soll. 

(5)  Die Unterbringung durch einen Bevollmächtigten und die 
Einwilligung eines Bevollmächtigten in Maßnahmen nach Ab-
satz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist 
und die in den Absätzen 1 und 4 genannten Maßnahmen aus-
drücklich umfasst.  Im Übrigen gelten die Absätze 1 bis 4 ent-
sprechend. 
 

§ 1906a BGB - Genehmigung des Betreuungsgerichts  
bei ärztlichen Zwangsmaßnahmen   (seit 07/2017) 

(1)  Widerspricht eine Untersuchung des Gesundheitszu-
stands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher Eingriff dem 
natürlichen Willen des Betreuten (ärztliche Zwangsmaß-
nahme), so kann der Betreuer in die ärztliche Zwangsmaß-
nahme nur einwilligen, wenn 

1. 1. die ärztliche Zwangsmaßnahme zum Wohl des Betreuten 
notwendig ist, um einen drohenden erheblichen gesundheit- 
lichen Schaden abzuwenden, 

2. 2. der Betreute auf Grund einer psychischen Krankheit oder ei-
ner geistigen oder seelischen Behinderung die Notwendigkeit 
der ärztlichen Maßnahme nicht erkennen oder nicht nach die-
ser Einsicht handeln kann, 

3. 3. die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1901a zu be-

achtender Wille des Betreuten entspricht, 

4. 4. zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Aus-
übung unzulässigen Drucks versucht wurde, den Betreuten 
von der Notwendigkeit der ärztl. Maßnahme zu überzeugen, 

5. 5. der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden durch 
keine andere den Betreuten weniger belastende Maßnahme 
abgewendet werden kann, 

6. 6. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme 
die zu erwartenden Beeinträchtigungen deutlich überwiegt   
und 

7. 7. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines statio-

nären Aufenthalts in einem Krankenhaus, in dem die gebo-

tene medizinische Versorgung des Betreuten einschließ-

lich einer erforderlichen Nachbehandlung sichergestellt 

ist, durchgeführt wird. 

§ 1846 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung 
seiner Pflichten verhindert ist. 

(2)  Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme be-

darf der Genehmigung des Betreuungsgerichts. 

(3)  Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche Zwangs-
maßnahme zu widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen wegge-
fallen sind. Er hat den Widerruf dem Betreuungsgericht unver-
züglich anzuzeigen. 

(4)  Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in Betracht, 

so gilt für die Verbringung des Betreuten gegen seinen na-

türlichen Willen  zu einem stationären Aufenthalt in ein 

Krankenhaus § 1906 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3 

Satz 1 entsprechend. 

(5) Die Einwilligung eines Bevollmächtigten in eine ärztliche 
Zwangsmaßnahme und die Einwilligung in eine Maßnahme 
nach Absatz 4 setzen voraus, dass die Vollmacht schriftlich er-
teilt ist und die Einwilligung in diese Maßnahmen ausdrücklich 
umfasst. Im Übrigen gelten d Absätze 1-3 entsprechend.“  
 

                                                                                          


